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Polizeiliche Kriminalstatistik 2016 – Gewaltzunahme alarmierend 
DPolG: Entdeckungsrisiko für Straftäter entscheidend 

 
 
Mit Sorge reagiert die Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) auf die heute vorgestellte bundes-
weite Polizeiliche Kriminalstatistik 2016. Demnach ist die Gewaltkriminalität um 6,7 Prozent auf 
193.542 Fälle gestiegen. 
 
„Der signifikante Anstieg bei den Gewaltvorfällen ist besorgniserregend.“, so DPolG Bundesvor-
sitzender Rainer Wendt. Vor allem Jugendliche begingen mehr gefährliche und schwere Körper-
verletzungen. Angesichts der demographischen Entwicklung, nach der der Anteil der älteren Bür-
gerinnen und Bürger steigt und der junger Menschen sinkt, ist das ein besonders alarmierender 
Trend. Auch die Kriminalität durch Zuwanderer weist laut Kriminalstatistik einen Anstieg auf. So-
wohl was die Gewaltkriminalität angeht als auch Einbruchskriminalität, Vergewaltigung, sexuelle 
Nötigung sowie Taschendiebstahl. 
 
Wendt: „Ein Grund für die steigende Kriminalität ist das geringe Entdeckungsrisiko. Viele Straftäter 
meinen ihre Taten begehen zu können, weil sie kein Erwischen fürchten. Das muss sich dringend 
ändern mit mehr Polizeipräsenz, verstärkter Videobeobachtung, zeitnaher Verurteilung und spür-
baren Strafen. Die Zahl der Polizeikräfte in vielen Ländern in den letzten Jahren zu senken, rächt 
sich jetzt. Wir brauchen dringend weitere Neueinstellungen bei der Polizei, um die Alltagskriminali-
tät effektiv bekämpfen zu können.“ 
 
Begleitet werden muss die personelle Aufstockung von einer Modernisierung der technischen Aus-
stattung und einem engeren Informationsaustausch der Sicherheitsbehörden untereinander. Um 
zum Beispiel Wohnungseinbrüche stärker zu bekämpfen, sollte ein länderübergreifendes Vor-
gangsbearbeitungssystem eingerichtet werden, das auch recherchefähig ist. „Es kann nicht sein, 
dass eine kriminelle Bande Einbrüche in Berlin begeht, dann weiterreist nach Nordrhein-Westfalen 
und dort niemand bei der Polizei auf Erkenntnisse zuvor begangener Straftaten zugreifen kann.“, 
kritisiert Wendt. 
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